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Entwurf eines Achtzehnten Gesetzes zur Änderung des 

Atomgesetzes (18. AtGÄndG) - Stellungnahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Warth & Klein Grant Thornton 

Sehr geehrter Herr Minister, 

aktuell befasst sich der Deutsche Bundestag mit dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Achtzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Atomgesetzes (18. AtGÄndG) 
(Bundestagsdrucksache 19/28682) und der damit in Verbindung 
stehenden Unterrichtung der Bundesregierung "Öffentlich-
rechtlicher Vertrag über die Zahlung eines finanziellen 
Ausgleichs aufgrund des beschleunigten Atomausstiegs" 
(Bundestagsdrucksache 19/29015). 

Im Gesetzentwurf sind Ausgleichszahlungen in Höhe von 2, 428 
313 302 Milliarden Euro an verschiedene 
Energieversorgungsunternehmen für entwertete Investitionen in 
die Laufzeitverlängerung und unverwertbare 
Elektrizitätsmengen aufgrund des beschleunigten Atomausstiegs 
vorgesehen. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs wird Bezug genommen 
auf eine Stellungnahme der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Warth & Klein Grant Thornton, die nach Mitteilung des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
in Auftrag gegeben wurde. 

So heißt es im Gesetzentwurf: „Im Hinblick auf die finanziellen 
Grundlagen der vorgesehenen Ausgleichsleistungen liegt der 
Bundesregierung eine Stellungnahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Warth & Klein Grant Thornton 
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vor. Danach wurden die konzeptionelle Grundlage und die 
rechnerische Ableitung des Ausgleichsbetrages von 33,22 Euro 
je Megawattstunde nachvollzogen. Die Stellungnahme kommt 
zu der abschließenden Gesamtwürdigung, dass die Ableitung 
des Betrages einem objektivierenden und in sich konsistenten 
Bewertungskonzept folgt, die Werttreiber nachvollziehbar 
abgeleitet und plausibel sind und die Berechnung rechnerisch 
nachvollziehbar ist und zu einem für den Bewertungszweck 
angemessenen Ergebnis führt.“ (S. 19) 

Um die finanziellen Grundlagen der vorgesehenen 
Ausgleichsleistungen plausibel nachvollziehen zu können, ist 
es aus meiner Sicht unumgänglich, diese Stellungnahme den 
Mitgliedern des Deutschen Bundestags zur Verfügung zu 
stellen. 

Über eine kurzzeitige, positive Mitteilung Ihrerseits zu diesem 
Anliegen würde ich mich freuen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Hubertus Zdebel


